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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 2044 
Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als 
Aktenvortrag auszugeben. 

A. Mandantenbegehren: Der die Nebenklage führende Mandant (M) bittet um Beratung, ob die gegen das 
Urteil des Amtsgerichtes (AG) Münster vom 10.11.2020 eingelegte Revision Aussicht auf Erfolg hat.  
B. Zulässigkeit der Revision: Die Revision dürfte zulässig sein. 
I. Statthaftigkeit: Gem. § 335 StPO ist gegen amtsgerichtliche Urteile die Revision statthaft (Sprungrevision). 
II. Revisionsberechtigung: M dürfte auch rechtsmittelberechtigt sein. Ein Nebenkläger kann, wenn er wie hier 
prozessfähig und – was das Rechtsmittelgericht von Amts wegen zu prüfen hat – anschlussbefugt ist, Revision 
einlegen, soweit die Nebenklage zulässig und er in seiner Stellung als Nebenkläger beschwert ist (Meyer-Goß-
ner/Schmitt, StPO, 63. Aufl. 2020, § 401 Rn. 1, § 396 Rn. 20). Gem. § 400 I StPO ist die Rechtsmittelberechti-
gung des Nebenklägers dahingehend beschränkt, dass er das Urteil nicht mit dem Ziel anfechten kann, dass 
eine andere Rechtsfolge der Tat verhängt wird oder dass der Angeklagte wegen einer Gesetzesverletzung ver-
urteilt wird, die nicht zum Anschluss des Nebenklägers berechtigt. Die Revision des M ist daher insbesondere 
nur hinsichtlich solcher Delikte zulässig, die ihn zum Anschluss gem. § 395 StPO berechtigen. Die Anschluss-
berechtigung des M dürfte sich hier aus § 395 I Nr. 3, III StPO ergeben. So kann sich der durch eine rechtswid-
rige Tat nach §§ 223, 224, 226, 340 StGB Verletzte der erhobenen öffentlichen Klage als Nebenkläger anschlie-
ßen; auch im Hinblick auf eine rechtswidrige Tat nach § 229 StGB dürften hier die Anschlussbefugnis rechtfer-
tigende „besondere Gründe“ vorliegen, da M sein verletztes Bein als Folge des Geschehens nicht mehr bewe-
gen kann, die Folgen der Tat also schwer sind. Es genügt, wenn die Verurteilung des Angeklagten wegen einer Nebenklagestraftat rechtlich 

möglich erscheint (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, § 396 Rn. 10). Vertretbar dürfte auch sein, wenn Prüflinge bereits an dieser Stelle das Vorliegen der materiell-rechtlichen 
Voraussetzungen der zum Anschluss berechtigenden Delikte auf der Grundlage des festgestellten Sachverhalts prüfen. 
III. Ordnungsgemäße Revisionseinlegung: Die Revision dürfte form- und fristgerecht eingelegt worden sein. 
Gem. §§ 341 I, 401 II 1 StPO beträgt die Revisionseinlegungsfrist eine Woche und beginnt für den in der Haupt-
verhandlung anwesenden Nebenkläger mit der Verkündung des Urteils. Das Urteil wurde am 10.11.2020 ver-
kündet. Die Revisionseinlegungsfrist endete gem. § 43 I StPO mit Ablauf des 17.11.2020, mithin wahrte das 
entsprechend § 390 II StPO (Meyer-Goßner/Schmitt, § 401 Rn. 2) von Rechtsanwältin Dr. Goldstein (G) unter-
schriebene Schreiben vom 10.11.2020, das am Folgetag beim zuständigen iudex a quo (AG Münster) einging, 
die Revisionseinlegungsfrist.  
IV. Ordnungsgemäße Revisionsbegründung: Die Revisionsbegründungsfrist, die gem. § 345 I 2 StPO einen 
Monat ab der – nach Ende der Revisionseinlegungsfrist erfolgten – Urteilszustellung an G (08.12.2020) beträgt 
und daher am 08.01.2021 endet, kann im Bearbeitungszeitpunkt noch eingehalten werden.  
V. Kein Rechtsmittelverzicht: Ein Rechtsmittelverzicht des M ist nicht erfolgt. 
C. Begründetheit der Revision: Die Revision des M dürfte unbegründet sein. Die Revision des Nebenklägers 
ist begründet, wenn das angefochtene Urteil hinsichtlich eines Nebenklagedelikts auf einer Gesetzesverletzung 
beruht (§ 337 I StPO). Eine Gesetzesverletzung liegt gem. § 337 II StPO vor, wenn Vorschriften des Verfah-
rensrechts oder des materiellen Rechts nicht richtig angewendet worden sind. 
I. Verfahrensrügen: Eine Verfahrensrüge ist begründet, soweit eine Verletzung des Verfahrensrechts vorliegt, 
auf der das Urteil beruht. Bei den absoluten Revisionsgründen wird der Kausalzusammenhang zwischen 
dem Verfahrensverstoß und dem angefochtenen Urteil unwiderlegbar vermutet (§ 338 StPO), während bei den 
relativen Revisionsgründen die Möglichkeit der Kausalität im Einzelfall festgestellt werden muss. 
1. Absolute Revisionsgründe: Solche dürften nicht ersichtlich sein. 

2. Relative Revisionsgründe – § 258 II Hs. 2, III StPO: Es dürfte ein Verstoß gegen § 258 II Hs. 2, III StPO 
vorliegen, da dem Angeklagten Achatzki (A) nicht das letzte Wort erteilt worden war, was M aber nicht rügen 
kann.  
a) Verfahrensverstoß: Die fehlende Gewährung des letzten Worts dürfte sich aus dem Protokoll ergeben, in 
dem nicht vermerkt ist, dass jenes nach den Schlussvorträgen erteilt worden ist. Das Protokoll ist diesbezüglich 
auch nicht lückenhaft, sondern eindeutig. Daher ist davon auszugehen, dass die Gelegenheit zum letzten Wort 
nicht gegeben wurde. Denn das letzte Wort gehört zu den wesentlichen Förmlichkeiten, deren Beobachtung das 
Protokoll gem. § 273 StPO ersichtlich machen muss (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, § 258 Rn. 31) und die gem. 
§ 274 StPO nur durch das Protokoll bewiesen werden können (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, § 274 Rn. 14). Auf 
die fehlende Erteilung kann die Revision grds. gestützt werden (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, § 258 Rn. 33).  
b) Beschwer: M dürfte aber entsprechend § 339 StPO verwehrt sein, die Revision hierauf zu stützen. 
§ 258 II Hs. 2, III StPO dürfte allein zugunsten des A wirken (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, § 339 Rn. 1 f., 4). 
II. Sachrüge: Die Sachrüge ist begründet, wenn die Urteilsfeststellungen hinsichtlich eines Nebenklagedelikts 
keine tragfähige Grundlage für die rechtliche Prüfung bieten oder das Recht auf den festgestellten Sachverhalt 
insoweit nicht oder nicht richtig angewendet worden ist (Meyer-Goßner/Schmitt, § 337 Rn. 21, 33). 
1. Darstellungsmängel dürften nicht ersichtlich sein.  

2. Gesetzesanwendung: Das sachliche Recht ist verletzt, soweit eine auf den festgestellten Sachverhalt anzu-
wendende Norm hinsichtlich eines Nebenklagedelikts nicht oder nicht richtig angewendet worden ist. Nach dem 

Bearbeitungsvermerk ist der Sachverhalt auf Grundlage der im Urteil getroffenen Feststellungen in materiell-rechtlicher Hinsicht umfassend zu prüfen.  

a) § 340 I, III i.V.m. §§ 223 I, 224 I Nr. 2 Var. 1 StGB (-): Die Feststellungen dürften eine Verurteilung von A 
wegen gefährlicher Körperverletzung nicht tragen. 
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aa) Der objektive und der subjektive Tatbestand dürften erfüllt sein. A dürfte als Polizeibeamter und damit Amts-
träger (§ 11 I Nr. 2 StGB) durch den Schuss in den rechten Oberschenkel des M dessen körperliches Wohl-
empfinden erheblich beeinträchtigt und einen pathologischen Zustand hervorgerufen, M also körperlich miss-
handelt und an der Gesundheit geschädigt haben (vgl. zu den Definitionen Fischer, StGB, 67 Aufl. 2020, 
§ 223 Rn. 4, 8). Hierbei dürfte er mit der Dienstwaffe ein zur erheblichen Verletzung von Menschen bestimmtes 
Werkzeug, eine Waffe (§ 224 I Nr. 2 Var. 1 StGB), verwendet (vgl. Fischer, § 224 Rn. 19) und hinsichtlich aller 
objektiven Tatumstände vorsätzlich (§§ 15 f. StGB) gehandelt haben. 
bb) A dürfte aber gerechtfertigt in Notwehr gem. § 32 StGB gehandelt haben.  
(1) Die allgemeinen Rechtfertigungsgründe dürften auf hoheitlich handelnde Amtsträger grds. anwendbar sein. 
Es erscheint schon aus kompetenzrechtlichen Gründen fraglich, ob die landesrechtlichen Vorschriften über den 
Schusswaffengebrauch durch Polizeibeamte das Notwehrrecht einschränken können; jedenfalls dürfte aber der 
Sorge vor einem Unterlaufen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes durch eine Berücksichtigung der besonde-
ren Ausbildung eines Polizeibeamten in der konkreten Situation Rechnung getragen werden können (vgl. 
Schönke/Schröder/Perron/Eisele, StGB, 30. Aufl. 2019, § 32 Rn. 42b f.; ebenso BGH, Urt. v. 30.06.2004, 
2 StR 82/04, Rn. 10 – juris; erwähnt auch bei Fischer, § 32 Rn. 12 f. m.w.N.). A.A. vertretbar. Prüflinge dürften nach der Erörterung 

von §§ 63 f. PolG NRW, deren Voraussetzungen vorliegen dürften, den Streit auch vertretbar dahin stehen lassen können. 

(2) A dürfte sich zum Zeitpunkt des Schusses einem gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff auf ein notwehr-
fähiges Rechtsgut (Notwehrlage) gegenübergesehen haben. Angriff ist ein menschliches Handeln, das eine 
noch nicht endgültig abgeschlossene Rechtsgutverletzung oder einen Zustand verursacht, der die unmittelbare 
Gefahr einer Rechtsgutverletzung begründet (Fischer, § 32 Rn. 5). M stand im Moment des Schusses des A 
unmittelbar davor, auf diesen einzustechen und ihn an Leib und Leben zu verletzen. Dieser Angriff dürfte auch 
widerrechtlich gewesen sein, denn die von A und PK’in Wiegand (PW) intendierte Ingewahrsamnahme des M 
war zur Gefahrenabwehr ihrerseits gerechtfertigt (§ 35 I Nr. 2 PolG NRW) und löste kein Notwehrrecht des M 
aus. Ein schuldhafter Angriff des M ist nach dem Gesetzeswortlaut nicht nötig (vgl. Fischer, a.a.O.). 
(3) Der Schuss dürfte hier erforderlich gewesen sein. Eine Notwehrhandlung ist erforderlich, wenn sie zu einer 
sofortigen und endgültigen Abwehr des Angriffs führt und es sich bei ihr um das mildeste, gleich wirksame 
Abwehrmittel handelt, das dem Angegriffenen in der konkreten Situation zur Verfügung steht (vgl. BGH, a.a.O., 
Rn. 9 – juris). Ob dies der Fall ist, muss auf der Grundlage einer objektiven Betrachtung der tatsächlichen Ver-
hältnisse im Zeitpunkt der Verteidigungshandlung (ex-ante) beurteilt werden. Wird eine Person rechtswidrig an-
gegriffen, ist der sich in Notwehr Verteidigende grds. berechtigt, dasjenige Abwehrmittel zu wählen, welches 
eine endgültige Beseitigung der Gefahr für den Angegriffenen gewährleistet. Dies schließt auch den Einsatz 
lebensgefährlicher Mittel grds. ein (vgl. BGH, a.a.O., Rn. 9 – juris). Hier führte A zwar Pfefferspray bei sich. Von 
dessen Einsatz dürfte aber aufgrund des lebensgefährlichen Angriffs des M, der Dynamik der Situation und der 
räumlichen Nähe (Abstand weniger als 5 Meter) nicht mit derselben Wirksamkeit wie der Schusswaffeneinsatz 
eine endgültige Abwehr des Messerangriffs zu erwarten gewesen sein. Aus entsprechenden Erwägungen dürfte 
hier auch über die verbale Androhung des Schusswaffeneinsatzes hinaus kein zusätzlicher Warnschuss zu 
fordern gewesen sein.  
(4) Die Verteidigungshandlung dürfte auch geboten gewesen sein. (aa) Das Merkmal der Gebotenheit erlaubt 
und erfordert im Einzelfall sozial-ethisch begründete Einschränkungen erforderlicher, d.h. grds. gerechtfertigter 
Verteidigungshandlungen. In Betracht kommt hier die Fallgruppe eines schuldunfähigen Angreifers. Nach den 
Feststellungen war M zur Tatzeit aufgrund einer akuten Psychose erkennbar schuldunfähig. (bb) Folge der 
Einschränkung des Notwehrrechts ist, dass der Täter dem Angriff ausweichen muss, sofern ihm dies möglich 
ist; nur das Recht zu einer maßvollen, d.h. den Angreifer nur unerheblich verletzenden Verteidigung bleibt ihm 
auch hier erhalten (vgl. Fischer, § 32 Rn. 37 m.w.N.; Schönke/Schröder/Perron/Eisele, § 32 Rn. 52). Ist ein sol-
ches Ausweichen dagegen nicht möglich, so bleibt das Notwehrrecht als solches zwar bestehen; der Täter 
muss jedoch im Rahmen des Möglichen versuchen, über ein Ausweichen zu einem milderen Verteidigungsmittel 
zu gelangen (Schutzwehr) oder, wenn dies nicht möglich ist, den Angriff durch ein weniger sicheres, aber auch 
weniger gefährliches Mittel bzw. bei der als ultima ratio notwendigen Verwendung einer lebensgefährlichen 
Waffe durch einen weniger gefährlichen Waffeneinsatz abwehren (eingeschränkte Trutzwehr). Auch unter 
Berücksichtigung dieser Einschränkungen dürfte A gerechtfertigt gehandelt haben. Denn er hatte zunächst ver-
sucht, vor M zurückzuweichen, bis ihm dies aufgrund der örtlichen Gegebenheiten (Fußgängerabsperrung im 
Rücken) nicht mehr möglich war, und dann die Dienstwaffe auf die Körperperipherie des M gerichtet. Eine In-
kaufnahme von lebensgefährlichen Verletzungen durch den erkennbar enthemmten M war ihm nicht zuzumuten.  
(5) A dürfte mit Verteidigungswillen, und damit insoweit insgesamt gerechtfertigt, gehandelt haben. 
b) § 340 I, III i.V.m. § 226 I Nr. 2, 3 StGB (-): Mangels Verwirklichung des Grunddelikts dürften die Feststellungen auch eine Verurteilung des A wegen schwerer 
Körperverletzung nicht tragen, obwohl mit der dauerhaften Gebrauchsunfähigkeit des rechten Beins von M eine schwere Folge eingetreten sein dürfte. 

c) § 340 I, III i.V.m. § 229 StGB (-): Die Feststellungen dürften auch keine Verurteilung des A wegen fahrlässiger 
Körperverletzung tragen. Es ist kein Anknüpfungspunkt für eine Sorgfaltspflichtverletzung erkennbar. 
C. Zweckmäßigkeit: Nach hier bevorzugter Auffassung dürfte die Revision zwar zulässig, aber unbegründet 
sein. M ist daher aus Kostengründen (Entfall der Gebühren 3130, 3131 nach Anl. 2 GKG) zu raten, die Revision 
zurückzunehmen. Es dürfte auch von besonders aufmerksamen Prüflingen nicht zu erwarten sein, die konkreten kostenrechtlichen Vorschriften zu nennen.  
 


